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Reinhard Mutz

NATO: Expansion im Tarnanzug

Auf ihrem Gipfeltreffen vom 19./20. 
November in Lissabon beschloss die  
NATO ein neues strategisches Konzept. 
Wozu sie es braucht, ist jedoch schwer 
ersichtlich. Weder enthält es eine stim-
mige Lageanalyse noch wegweisende 
neue Orientierungsmarken für die Zu-
kunft der Allianz. Zwischen den Mit-
gliedstaaten strittige Fragen werden 
damit nicht geklärt, sondern mit Kom-
promissformeln überdeckt. Der Ein-
druck entsteht, dass eine kostspielige 
internationale Megainstitution, die sich 
nicht gerade überschwänglicher Popu-
larität erfreut, versucht, ihre Anliegen 
wieder in das Zentrum politischer Auf-
merksamkeit zu rücken. Dafür spricht 
nicht zuletzt der fast anderthalb Jahre 
dauernde, sorgsam organisierte Dis-
kussionsvorlauf des Gipfels.

Kein Thema hat darin breiteren 
Raum eingenommen als die Klage über 
den vermeintlichen Unwillen europä-
ischer Gesellschaften, für ihre eigene 
Sicherheit einzustehen. So behauptete 
der amerikanische Verteidigungsmi-
nister Robert Gates vor Offiziersanwär-
tern in Washington: „Die Entmilitarisie-
rung Europas hat sich zum Hindernis 
für Sicherheit und dauerhaften Frie-
den im 21. Jahrhundert entwickelt.“ 
Der Grund: „Große Teile der Öffent-
lichkeit und der politischen Klasse ste-
hen militärischer Gewalt und den damit 
einhergehenden Risiken ablehnend 
gegenüber“1 – ein Satz, dem sich lan-
ge nachsinnen lässt. In die europakriti-
sche Kerbe schlägt auch NATO-Gene-
ralsekretär Anders Fogh Rasmussen: 
„Insbesondere die EU-Mitglieder der 
NATO müssen aufhören, die globa-

1	 So am 23.2.2010 auf einem Seminar an der  
National Defense University. 

le Finanzkrise als Entschuldigung da-
für anzuführen, dass sie bei den Ver-
teidigungsausgaben die transatlanti-
sche Kluft weiter anwachsen lassen.“2 
Und eine meinungsbildende deutsche 
Tageszeitung prophezeit gar den Un-
tergang Europas als global player der 
Sicherheitspolitik, wenn es seine Rüs-
tungsanstrengungen nicht drastisch er-
höht oder zumindest bündelt.3

Gegen Alarmismus und Panikmache 
dieser Art hilft ein Blick auf die Reali-
tät globalen Rüstens. In einer einzigen 
Zahl ausgedrückt: 1531 Mrd. oder an-
derthalb Billionen US-Dollar betrugen 
laut Statistik die Ausgaben für Streit-
kräfte, Kriegswaffen und militärisches 
Gerät weltweit 2009.4 Nie zuvor wur-
de eine solche Summe eingesetzt. Im 
Wirtschaftsteil der Zeitungen wäre bei 
derartigen Zahlen von einem Allzeit-
hoch die Rede, nominal wie inflations-
bereinigt. Nach der Abschwungpha-
se im Gefolge des ausklingenden Kal-
ten Krieges sanken die Weltmilitäraus-
gaben Mitte der 90er Jahre auf einen 
Tiefststand. Seither steigen sie aber 
wieder kontinuierlich an. 2010 wer-
den sie höher liegen als im Vorjahr, und 
2011 werden sie wiederum ansteigen. 
Die Bundesrepublik verzeichnet mode-
rate Anstiege. Andere Länder kommen 
auf jährliche Zuwachsraten im zwei-
stelligen Prozentbereich.  

Aussagekräftiger als absolute Zahlen 
ist ein Blick auf das Verteilungsmuster. 

2	 Am 21.6.2010 in Brüssel auf der Jahreskonfe-
renz der Security & Defence Agenda. 

3	 Lothar Rühl, Mehr Gemeinsamkeit oder Un-
tergang – Europäische Sicherheit in Zeiten des 
Sparens, in: „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, 
2.11.2010.

4	 SIPRI Yearbook 2010, Armaments, Disarma-
ment and International Security, New York 
2010, S. 177.
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Der Löwenanteil der Rüstungsausga-
ben entfällt auf ein einziges Land, die 
USA. Die rund vier Prozent der Men-
schen auf der Erde, die Bürger der  
Vereinigten Staaten sind, bestreiten  
43 Prozent der globalen Aufwendun-
gen für militärische Zwecke (661 Mrd. 
US-Dollar). Schon 64 Prozent, also fast 
zwei Drittel, sind es unter Einschluss 
der übrigen 27 Mitgliedstaaten des 
westlichen Bündnisses (987 Mrd. US-
Dollar). Und nimmt man den Begriff des 
Westens einen Augenblick lang nicht 
geographisch, sondern politisch, das 
heißt bezieht man die vier Länder ein, 
die als sogenannte security provider 
außerhalb des NATO-Vertragsgebiets 
einen ersten Fuß in die Tür der Allianz 
gesetzt haben – Australien,  Neusee-
land, Japan, Südkorea –, dann erhöht 
sich der westliche Anteil am Weltrüs-
tungsaufkommen auf 71 Prozent (1082 
Mrd. US-Dollar).

Es verbleiben knapp 30 Prozent vom 
Gesamtvolumen, die auf die übrigen 
160 Staaten entfallen. Darunter Russ-
land, Amerikas globaler Widerpart von 
einst und immer noch die zweite nuk-
leare Großmacht. Darunter mit China 
und Indien die bevölkerungsreichsten 
Länder der Erde. Darunter die Golfan-
rainer, die dank ihrer Ölerlöse seit jeher 
als die zahlungskräftigsten Nachfrager 
auf den internationalen Waffenmärk-
ten auftreten. Diese 160 Staaten, der 
„Rest“, repräsentieren rund 85 Prozent 
der Weltbevölkerung.

Offensichtlich ist das eine andere Art 
asymmetrischer Struktur als diejenige, 
die uns stets zuerst vor Augen steht, 
wenn von neuen sicherheitspolitischen 
Herausforderungen gesprochen wird. 
Sie illustriert, in welchem Ausmaß das 
gegenwärtige internationale System 
das Gewicht und den Stellenwert des 
militärischen Instrumentariums der  
Sicherheitsvorsorge überzeichnet. Sie 
veranschaulicht darüber hinaus, dass 
die krass disproportionale Rüstungsak-
tivität einer Minderheit der Staatenge-
meinschaft die Schieflage verantwor-
tet. Es ist dieselbe Gruppe von Staaten, 

die im Vergleich zu jedem denkbaren 
Konkurrenten über einen komfortablen 
Vorsprung an militärischer Stärke ver-
fügt, jedoch schon in minimalen Abstri-
chen eine inakzeptable Einbuße ihrer 
Überlegenheit erblickt. 

Wie aber erklärt sich, dass die west-
liche Welt mit der NATO als Kern sich 
hinter derart hohen Rüstungsmauern 
verschanzt? Ist sie stärker bedroht als 
die übrigen Staaten? Hat sie deshalb 
ein größeres Sicherheitsbedürfnis? 
Oder hortet sie Waffenmacht, um ihren 
ordnungspolitischen Gestaltungsan-
spruch zu unterstreichen und gegebe-
nenfalls durchzusetzen? 

Von der Verteidigung 
zur Intervention

Natürlich gibt die NATO in ihrem neu-
en strategischen Konzept darauf kei-
ne Antwort. Sie hat sich immer schon 
schwer getan, militärische Operationen 
jenseits des klassischen Verteidigungs-
auftrags und außerhalb der Bündnis-
grenzen plausibel zu begründen. Das 
Wortungetüm der „nicht unter Artikel 5 
fallenden Krisenreaktionseinsätze“ aus 
dem Vorgängerdokument vom April 
1999,5 mitten im Kosovokrieg verkün-
det, kommt im neuen Konzept nicht 
mehr vor. Längst bedienen sich die 
Repräsentanten der Allianz geschmei-
digerer Parolen. Eine der beliebtesten 
lautet: Risiken müssen auf Distanz ge-
halten und Gefahren für das Bündnis 
dort bekämpft werden, wo sie entste-
hen. Nur wer diese Überzeugung teilt, 
wird auch der Ansicht zustimmen, dass 
die Bundeswehr am Hindukusch unse-
re Sicherheit verteidigt.

Erstaunlicherweise fragt niemand, 
wie dieselbe Parole in paschtunischer 
Lesart klingt. Gefahren bekämpfen, 
wo sie entstehen? Afghanen, die unter 
keiner fremden Besatzung leben wol-
len, könnten den Schluss ziehen, ih-

5	 Das Strategische Konzept des Bündnisses vom 
24.4.1999, Ziffern 29, 41, 43, 49, 54. 

00_Buch_Gesamtheft_201012.indb   10 16.11.10   14:18



	 Kommentare und Berichte     11

Blätter für deutsche und internationale Politik 12/2010

re Sicherheit werde am wirksamsten 
am Brandenburger Tor oder am Rhein-
Main-Flughafen verteidigt. Mit Ver-
teidigung, so viel steht fest, hätte we-
der das eine noch das andere zu tun. 
Verteidigung bedeutet Abwehr eines 
bewaffneten Angriffs auf ein eigenes 
Rechtsgut. Einmischung und Eingriff in 
Rechtsgüter anderer heißen nicht Ver-
teidigung, sondern Intervention.

Seitdem vor zwei Jahrzehnten die 
traditionelle Aufgabe entfallen war, ge-
gen bewaffnete Angriffe auf das Ge-
biet von Mitgliedstaaten gewappnet 
zu sein, experimentiert die NATO mit 
militärischen Interventionen. Eine Er-
folgsgeschichte ist daraus nicht gewor-
den. Schon die Stationierungsdauer in 
den Zielländern spricht eine deutliche 
Sprache. In Afghanistan stehen alliier-
te Streitkräfte seit neun Jahren, im Ko-
sovo seit elf, in Bosnien seit 15 Jahren.  
Am Hindukusch ist die Hoffnung auf 
den militärischen Sieg zerstoben. Auf 
dem Balkan kam mehr als Gewaltun-
terbindung nicht zustande. Bosnien 
und das Kosovo sind auf dem Papier 
souveräne Staaten, de facto aber immer 
noch Quasi-Protektorate. Funktionie-
rende Staatswesen sehen anders aus. 
Wird Krisenbewältigung am langfris-
tigen Ziel eines selbsttragenden Frie-
dens gemessen, hat sich das militäri-
sche Instrument als stumpfes Schwert 
erwiesen.  

Markenzeichen verdeckter Kampf

Und wie nun weiter? Um zu verstehen, 
wohin die NATO geht, muss man wis-
sen, welche Richtung die Führungs-
macht vorgibt. Zum Markenzeichen 
amerikanischer Auslandsaktivitäten 
entwickelt sich zunehmend der ver-
deckte Kampf. Er kann auf ein weit 
gespanntes Netz überseeischer Stütz-
punkte zurückgreifen. Kaum vorstell-
bare 860 Militärbasen rund um den 
Erdball unterhalten die USA, verteilt 
auf mehr als 90 Länder; die Hälfte da-
von wurde erst während der Bush-

Administration errichtet. Von dort aus 
operieren Spezialkräfte in derzeit 75 
Staaten mal mit, meist ohne Wissen 
der betreffenden Regierungen. Neben 
Afghanistan und dem Irak zählen da-
zu Länder wie Mexiko, Bolivien, die 
Ukraine, Somalia, der Jemen, Saudi-
Arabien und der Iran. Der Auftrag lau-
tet, so die „New York Times“ am 25. 
Mai d. J. unter Berufung auf das zustän-
dige Einsatzkommando in Tampa/Flo-
rida, militante Gruppen „zu unterwan-
dern, zu stören, abzuwehren oder zu 
vernichten“. Aufwuchs, Ausrüstung 
und Infrastruktur der unkonventionel-
len Antiterrorkrieger machen inzwi-
schen den größten Wachstumsfaktor im 
US-Streitkräftehaushalt aus.

Darüber schwindet nicht nur das 
Rechtsempfinden, sondern auch das 
Risikobewusstsein. Die Fähigkeit zu 
unterscheiden, welche Fragen militäri-
sche Antworten vertragen und welche 
nicht, nimmt ab. Angriffe der CIA mit 
unbemannten Flugkörpern auf grenz-
nahe Ziele in Pakistan zur selektiven 
Tötung verdächtiger Personen sind in-
zwischen so sehr Routine, als hätte der 
Amtswechsel im Weißen Haus gar nicht 
stattgefunden. Die Anzeichen mehren 
sich, dass auch andere NATO-Staaten 
daran mitwirken. Das würde bedeuten: 
Das Bündnis legt sich gerade mit einer 
Atommacht an.

Auf derselben Linie mangelnder 
Selbstbescheidung liegt der Brüsseler 
Hang, immer neue politische, ökono-
mische und technologische Tätigkeits-
felder an sich zu ziehen – erst Energie-
sicherheit, jetzt Cyber-Sicherheit. Was 
hat man darunter zu verstehen? Sol-
len Kommandokräfte ausschwärmen, 
wenn das Öl aus den Pipelines wieder 
einmal nur tröpfelt? Oder Killer-Droh-
nen aufsteigen, um lästige Hacker au-
ßer Gefecht zu setzen? Und welcher 
Einfall käme dann als nächstes? Viel-
leicht die Währungssicherheit, die zu 
„verteidigen“ wäre, wenn kommerziel-
le Konkurrenten am Weltmarkt ihre Ex-
portgüter durch niedrige Wechselkurse 
subventionieren?
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Michael R. Krätke

Thatchers Enkel

Wie weiter in Brüssel und Berlin ?

Einer betagten Lady wie der NATO 
– 61 ist sie inzwischen – ein zeitgemä-
ßes Kleid anzupassen, dürfte so schwer 
doch nicht sein. Die Verantwortlichen 
sollten einmal wieder den Nordatlan-
tikvertrag zur Hand nehmen, die Grün-
dungsakte ihrer Wertgemeinschaft, 
und die UN-Charta dagegenhalten. 
Eine überraschende Entdeckung wäre 
ihnen gewiss: Beide Dokumente sind 
aus demselben Stoff, sprechen dieselbe 
Sprache. Sie legen die Priorität auf die 
zivile vor der militärischen Konfliktlö-
sung und binden das Überschreiten der 
Gewaltschwelle an strikte Bedingun-
gen. In Zeiten globaler Terrordrohung 
– ob durch Selbstmordtäter oder durch 
Schurkenstaaten – sei dies ein überhol-
ter Standpunkt, so die Kritiker. Sie mö-
gen sich umsehen in der Konfliktrealität 
von heute und fragen, ob der schnelle 
Griff zu den Waffen die tückischen neu-
en Gewaltformen wirklich bezwingt. 
Oder nicht vielmehr erst schürt.  

In Deutschland wird das saloppe 
Strategiekonzept an den gerade wieder 
einmal restrukturierten Streitkräften 
kaum spurlos vorübergehen. Mit der 
Mahnung, „Auslandseinsätze müssten 

für die Bundeswehr künftig zur Selbst-
verständlichkeit werden“,6 hat Minis-
ter Guttenberg den Kurs bereits justiert. 
Wer oder was die Sicherheit der Bun-
desrepublik gefährdet, wer oder was 
unsere Verbündeten bedroht – das sind 
die entscheidenden Fragen. Doch das 
Verteidigungsministerium hält sie mit 
dem jüngsten, wenngleich nicht mehr 
ganz frischen, Sicherheitsweißbuch 
der Bundesregierung offenbar bereits 
für abschließend beantwortet.7 In der 
Tat trifft das Weißbuch an unauffälliger 
Stelle eine überaus einleuchtende Fest-
stellung: „Die in vielen Teilen der Welt 
beobachteten Aufrüstungstendenzen 
und die übermäßige Akkumulation von 
Rüstungsgütern können negative Aus-
wirkungen auf die regionale Stabilität 
und mittelbar auch auf Deutschland 
haben.“8 Der Satz ist kritisch gemeint, 
doch selbstkritisch leider nicht. 

6	 Jörg Lau und Tina Hildebrandt, Hat Minister zu 
Guttenberg vorschnell geurteilt? In: „Die Zeit“, 
3.12.2009.

7	 Vgl. Bundesministerium der Verteidigung, Leit-
linien zur Ausplanung der neuen Bundeswehr, 
30.6.2010, S. 1.

8	 Bundesministerium der Verteidigung (Hg.), 
Weißbuch 2006 zur Sicherheit Deutschlands 
und zur Zukunft der Bundeswehr, Berlin 2006, 
S. 25.

Großbritannien ist nach wie vor eine 
Klassengesellschaft; die regierende 
Kaste und die herrschende Klasse sind 
eng miteinander verschwistert. Dies 
zeigt sich besonders deutlich an der seit 
Mai amtierenden Koalitionsregierung 
aus Konservativen und Liberaldemo-
kraten. „Tory Blair“, wie Premiermi-
nister David Cameron von der Presse 

getauft wurde, führt eine klassische 
Bourgeoisregierung: Die meisten Kabi-
nettsminister (16 von 23) haben in Ox-
ford oder Cambridge studiert, 18 von 
ihnen und 23 der 29 Regierungsmitglie-
der sind Vermögens(multi)millionäre. 
Sie sind in den zahlreichen Old-Boys-
Clubs, die im Königreich seit jeher den 
Ton angeben, aufs Beste vernetzt.
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